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Offensicht l ich gibt es Probleme, Flücht l inge in Bremen mittel f r ist ig 
ihren Bedürfnissen entsprechend unterzubringen. Dabei gibt es 
verschiedene Zeithor izonte: 

1. Notunterbringung in Massenquart ieren, in Zelten, Turnhal len, 
gewerbl ichen Hallen (temporäre Notunterkünfte mit reduziertem 
Standard) 

2. Zentralen Aufnahmestel le für Asylbewerber, Erstaufnahmeein-
r ichtungen 

3. Übergangswohnheime 
4. Hier vorgeschlagen: Behelfsheime für mittel fr ist ige Unter-

bringung, mittel fr ist iges Wohnen 
5. Zugewiesene Wohnungen als vorläuf iger Wohnstandort  

6. Wohnungen zur Integrat ion – dauerhaf ter selbst gewählter 
Wohnort  

Die Unterbringung in den Massenquart ieren ist nur ganz kurzfr ist ig 
auszuhalten, selbst wenn sie winterfest gemacht werden können 
und die rein biologischen oder auch animal ischen Grundbedürfnis-
se der Menschen wie Essen, Trinken und Hygiene gedeckt werden. 
Der Mensch ist nicht  nur ein biologisches, sondern auch ein sozia-
les und kulturel les Wesen. Menschen brauchen sowohl Privatheit ,  
sich zurückziehen zu können, als auch verbalen und emotionalen 
Austausch mit vertrauten Personen aus demselben Kulturkreis. Sie 
müssen sich im sozialen Umfeld, das durch Gesetze, Regeln, Sit ten 
und Gebräuche geprägt ist,  or ient ieren können und auch die nicht 

Phasen der Unterbrin-
gung von Flüchtlingen 

Probleme der Witterung 
und Privatheit 

Schnell muss es gehen 
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verbalen Zeichen verstehen. Gerade Menschen im Ausland, die 
sich dort mit den Einheimischen und den Behörden nur schwer ver-
ständigen können, und die Macht über einen haben, werden zu-
nehmend psychisch belastet,  wenn sie s ich nicht mit Leidensge-
nossen in ihrer Muttersprache und auf  Augenhöhe unterhalten kön-
nen. 

Um diesen menschlichen Bedürfnissen entgegen zu kommen und 
das Problem der Unterbringung auch noch für den kommenden Win-
ter zu mildern, wird  
folgendes Konzept vorgeschlagen : 
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Der Vorschlag geht davon aus, dass unter den Flüchtl ingen viele 
arbeitsfähig, arbeitswi l l ig und mindestens prakt isch so begabt und 
von schneller Auf fassungsgabe sind wie viele Deutsche. Es be-
rücksicht igt,  dass die Flüchtl inge vorerst nicht  erwerbstät ig  sein 
dürfen.  

Er geht auch davon aus, dass viele nicht  untät ig sein wol len, son-
dern gerne arbeiten und sich nützl ich machen würden. Er geht auch 
davon aus, dass Menschen mit einer Aufgabe und prakt ischen Tä-
t igkeiten leichter mit ihren Verlusten und den Unbilden des Lebens 
als Flüchtl ing umgehen können, wenn sie selber für die Verbesse-
rung ihrer Situat ion tät ig werden können.  

Der Ansatz ist:  Auch Flüchtl inge dürfen für den Eigenbedarf ohne 
Bezahlung tät ig sein : Kochen, sauber machen, s ich gegenseit ig 
die Haare schneiden, nähen, str icken usw. dürfen und können sie 
ja auch schon in Übergangswohnheimen. Im Prinzip dürfen sie also 
auch ihre eignen Unterkünf te einzeln oder gemeinsam in Nachbar-
schaftshilfe sauber und instand halten. Also eben auch selber bau-
en. Dies haben sie ja auch beim Aufbau eigener Zelte schon getan. 
Und das geht z.B. ja auch bei hier wohnenden Deutschen und Aus-
ländern bei Eigenheimen und an Kleingartenlauben.  

Der Vorschlag ist:  Asylbewerber bauen sich ihre Behelfsheime sel-
ber. Damit es einfach und schnel l geht: Holzständerhäuser (halb 
Amerika und Skandinavien lebt in Holzbauten). Sie sind nur punk-
tuel l mit ihren senkrechten Pfeilern in der Erde gegründet und der 
Fußboden l iegt über der Erde. Sie werden weitgehend aus (feuer-
hemmendem) Holz gebaut: Senkrechte und waagerechte Holzbal-
ken, außen und innen mit OSB-Holzschnitzelplatten verkleidet ,  da-
zwischen Mineralwol le zur Dämmung. Solche Häuser können recht 
hohe Wärmedämmwerte erreichen. Barackenklima im Sommer kann 
durch die Luf tführung und Entlüf tung unter dem Dach wirksam ver-
mieden werden.  

Fast al le Arbeiten können nach kurzer Anleitung die Flücht l inge 
selber ausführen. Sie werden wie Nachbarschaftshelfer bei der 
Gemeindeunfal lversicherung versichert und haben eine Kranken-
versicherungskarte, so dass bei Unfäl len nichts anders ist als bei 
Einheimischen. 

Sie bi lden dazu selbstbestimmt Gruppen, die dann dort auch ein-
ziehen wollen. Die Mitglieder der Gruppen werden Famil ien oder 
zumindest solche mit  gleicher Sprache sein. Jede HH – Konstel lat i-
on kann gleich unterschiedlich große Häuser bauen und eine eige-
ne Auftei lung der Räume vorsehen – z.B.  vier allein stehende Män-

Zwar arbeitswillig aber 
Erwerbsverbot 

Stressbewältigung 
durch Tätigkeit  

Arbeit für den Eigenbe-
darf ohne Bezahlung ist 
erlaubt. 

Selbstbau von 
Behelfsheimen  

Bauen in Nachbar-
schaftshilfe, Sicherheit 
durch Fachleute. 



�  H. – R. Dietrich Bremer Verhältnisse Bremen, den 27.10.15 
Kapitel: Bevölkerung, Wohnen mittelfristige Versorgung von Flüchtlingen mit Wohnungen Seite 3 von 21 
 

� � � � � � � � � � 	 
 � � 
 � � � � � � � � � � � � � � � � � 	 � � � � � � � � � � 
 � � � � � � � � � � � � � � �
�

ner vier gleich große Zimmer1,  Familien eben anders . . .  Wegen der 
Kosten von Küche und Nasszel len, sol lten es nicht Häuser für unter 
vier Personen sein.  

Der Bau eignet s ich hervorragend zur Hil fe durch Bremer Heimwer-
ker, die selber gerne basteln und häuf ig Werkzeug im Überf luss 
haben. Es werden aber nur wenige Arten von Werkzeugen ge-
braucht wie Sägen, Hammer, Bohrmaschinen, Messer, Schubkar-
ren, Leitern, Böcke etc. Besonders sicherheitsrelevanten Arbeiten 
werden von Meistern überwacht z.B. elektr ische Anschlussarbeiten.  

Mater ial und erschlossene Flächen müsste Bremen stellen und die 
Abnahme der s icherheitsrelevanten Anschlüsse und Einr ichtungen 
müsste Bremen bezahlen. 

� � � 
 � � � � �  Gemischt . – Arbeiten im Verein, etwa wie im Kleingar-
tenverein.  

Grund und Boden gehört der Gemeinde. Die Gemeinde überlässt 
die Grundstücke mit Gebrauchsüber lassungsverträgen auf  Widerruf  
dem Verein. Die Gemeinde ist selbst Mitglied im Verein. Die Mit-
glieder des Vereins übernehmen al le laufenden Kosten und Investi-
t ionskosten. Die Wohnungen und das Vereinsheim gehören dem 
Verein – und damit ihren Mitgl iedern. Die Verbrauchskosten in den 
Wohnungen zahlen die Bewohner. Die erhalten wie alle berechtig-
ten Zahlungen nach SGB II  oder Flücht l ingsleistungsgesetz. Sie 
zahlen auch eine (Kosten-)Miete, die die Kosten der Siedlung ( in 
einem geplanten Ausbaustandard in einem Zeitraum von fünf  Jah-
ren ersetzt) und die laufenden Kosten der Siedlung decken. Beiträ-
ge zum Verein werden durch Arbeit  der Mitgl ieder – insbesondere 
Unterhaltung, Sauberkeit ,  oder durch Material (Gemeinde als Mit-
glied) geleistet.  Mitg liedern gehört das Vereinsvermögen. Einzel-
mitgliedern, die einzelne Häuser gebaut haben, haben entspre-
chend Wohnrecht in dem von ihnen gebauten Einzelhaus.  

Das Wohnrecht der Eigentümer endet mit einer Fr ist,  wenn sie eine 
Wohnung auf  dem freien Markt aus eigenem Einkommen bezahlen 
können. Dann wird ihnen gekündigt und werden sie aufgefordert,  
mit angemessener Frist die Behelfswohnung zu verlassen.2 

Wenn ein Bewohner oder HH solch eine Behelfswohnung wieder 
ver lässt,  wenn er also auszieht, kommt wie bei einem gekündigten 
Kleingarten eine Kommission und schätzt den Wert der Hütte und 
den Arbeitsantei l des ausziehenden Haushaltes daran. (Geschätzt 
ist  eine Abschreibung von 20% pro Jahr, so dass nach fünf  Jahren 
Wohnung der Eigenbeitrag aufgebraucht sein wird.) Den Rest  be-
kommt er dann ersetzt – muss diesen Betrag dann aber als Ein-
kommen beim Einkommen aus SGB II ,  Sozialgeld oder Asylbewer-
berleistungsgesetz anrechnen lassen, wenn er noch solches be-
zieht. (Da das einmalige Einkommen über ein Jahr verteilt  ange-
rechnet wird, wird das kaum zu Abzügen vom Einkommen führen). 
Die Zahlung übernimmt die Stadt via Verein. Die Behelfswohnung 
gehört dann rechtmäßig der Stadt via Verein. Sie kann sie abreißen 
oder den f rei gewordenen Platz weiter vergeben. D.h. sie kann sie 
dem Verein zur weiteren Vermietung zur Verfügung stellen.  

Muss der Haushalt  dies Heim verlassen, weil sein Aufenthaltsrecht 
in Deutschland abgelaufen ist oder er f reiwi l l ig in die Heimat zu-
rückkehrt,  z.B. wei l die Fluchtgründe beseit igt wurden, dann be-

                                                
1 Siehe Anlage Skizze „Behelfsheim Grundriss“ 
2 Von vorneherein keine Situation von „Kaisenauswohnern“ zulassen. 

Bremer helfen gerne mit 
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kommt er den Restwert seiner Arbeit  bar ausbezahlt  und er verzich-
tet schrif t l ich auf  seine so erworbenen Eigentumsrechte. Aus dem 
Gebiet Ausziehende treten auch aus dem Verein aus.  

Trennen sich die Haushalte oder Wohngemeinschaften, so werden 
die Werte auf die Personen des Haushaltes oder der WG vertei lt ,  
die beim Hausbau schon vol l jähr ig waren (Zugewinngemeinschaft), 
gleichgült ig, welchen konkreten Arbeitsantei l von wem eingebracht 
wurde.  

Ziehen Personen in den Siedlungen um, dann nehmen sie ihre An-
sprüche mit,  ohne dass eine Verrechnung vorgenommen wird. Gibt 
es in verschiedenen Lagen verschiedene Vereine, dann wird der 
Ausziehende vom verlassenen Verein ausbezahlt .  Im neuen Ver-
einsgebiet wird er nur Mieter, kauft sich also nicht ein.  

Die Stadt kann auch die Gebrauchsüberlassung der Grundstücke an 
den Verein wieder entziehen. Sie sol l den Bewohnern dann andere 
Wohnungen anbieten. Sie wird das aber nur tun, wenn diese Not-
siedlung nicht mehr gebraucht wird, oder ein überragendes Interes-
se an der Ansiedlung eines Gewerbebetr iebes auf  dem Grundstück 
besteht3.  

� �� � � ��  � 
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Vorgeschlagen wird der Bremer Industr iepark. Pr inzipiel l geht das 
auch an anderen Stellen. Er ist gegenwärt ig in großen Tei len noch 
Gewerbebrache 4.  Die Vergabe sol l te zusammen mit der Zwi-
schenzeitzentrale geschehen. Eine solche zeitweise Nutzung kann 
jederzeit  gekündigt werden, wenn Gewerbebetr iebe kommen, oder 
z.B. durch Abzug der Flüchtl inge die Nachfrage nicht mehr besteht. 

Mit der Zwischennutzung hat Bremen schon einen Weg gefunden, 
das Baurecht  zeitweise bis zur endgült igen Nutzung zu überbrü-
cken und ausnahmsweise anders zu gestalten.  

Ein Platz im Bremer Industr iepark, l iegt nur einen Ki lometer von 
einer Bushaltestelle Auf  den Delben in Grambke entfernt (von Carl 
Benz Ecke Gott l ieb Daimler Straße).Siehe Google maps mit der In-
ternetadresse und Fotos von f reien Flächen. 

https:/ /www.google.de/maps/dir/ /53.1398504,8.7027837/@53.13949
64,8.6977626,809m/data=!3m1!1e3!4m2!4m1!3e0?hl=de  

� � � � � 	 � � � "� � �#�$
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Ein erschlossenes Gebiet ist  eine Voraussetzung, damit schnel l 
winterfeste Unterkünf te err ichtet werden können. 

Das Gebiet ist  seit  vielen Jahren durch leistungsfähige Straßen vol l 
erschlossen. Es gibt sogar breite Fahrradwege.5 

Auch die Infrastruktur unter der Erde ist im Prinzip im Gebiet vor-
handen. Sie l iegt in den Straßen, insbesondere Abwasserkanäle. 
Sie müssten nach Plan der Häuser noch auf  die Grundstücke ver-
längert und kleintei l ig aufgeteilt  werden. Bei den heut igen Steck-
systemen können das die Flüchtl inge auch selber.  

Strom-, Nachr ichten- und Informationsleitungen sind im Pr inzip vor 
Ort:  Ein Mobi ltelefonmast steht im Gebiet.  An ihn könnten auch Sa-
tel l i tenschüsseln angebracht und von dort aus das Gebiet auch 
                                                
3 Siehe Fußnote 2 
4 Siehe Anlagen „BI attraktive Grundstücke 1 ff.“ 
5 Siehe Anlage „BI äußere Erschließung mit Fahrradweg“  

Im Bremer Industriepark 
gibt es sehr große voll 
erschlossene Gewerbe-
grundstücke, die seit 
vielen Jahren nicht ge-
nutzt wurden und so 
über die Zwischenzeit-
zentrale vorläufig ande-
re Verwendung finden 
könnten. 

Äußere Erschließung ist 
gesichert 
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verkabelt  werden6.  Die Satell i tenschüsseln müssten so ausgerichtet 
werden, dass auch TV-Sender, die in den Heimatstaaten der 
Flüchtl inge gesehen werden, empfangen werden können – auch der 
Sprache wegen. In die Häuser müssen Anschlüsse ans Internet 
hergestel lt  werden. Bremen plant, für alle in den Straßen f reien Zu-
gang zum Internet zu verschaffen. Das wäre für die Flücht l inge an 
ihren Wohnorten von zentraler Bedeutung. Die grundsätzl iche Inf-
rastruktur dafür ist vor Ort vorhanden.7 

Öffentl icher Nahverkehr: Bushaltestellen8 g ibt es. Sie werden aber 
nach dem Bedarf  der wenigen Beschäft igten im Gebiet,  die nicht 
mit dem eigenen Fahrzeug kommen, nur selten bedient. Die Fre-
quenz der Busstopps durch die BSAG müsste entsprechend des 
wachsenden Bedarfs erhöht werden. Die Entfernungen nach Os-
lebshausen und Burg Grambke sind aber auch nicht so weit ,  dass 
sie nicht auch mit Fahrrädern überbrückt werden könnten. Also 
auch da ist wieder beim ÖPNV besonders Nachfrage für den Ver-
kehr zu den Kitas und Schulen zu erwarten. 

Die Wege zwischen den Hütten können mit Lochblechen, die die 
Bundeswehr verwendet, hergestel lt  werden, damit die Bewohner 
nicht im Schlamm versinken und die Anl ieferung von Material ,  die 
Müllabfuhr und Rettungsfahrzeuge relat iv normal ihre Ziele errei-
chen. 

%�!� � � � � � � � �
Ich rechne für vier Personen mit einer Wohnf läche von 85 m² 
(4*10m² je Schlafzimmer bzw. 1*20 m² für Elternschlafzimmer und 
zwei Kinderzimmer je 10m², Duschbad 4 m², Wohnzimmer 12 m², 
Küche 6m², Flur 12m², Veranda 8m²) 9.  Für einen größeren Haushalt  
kann solch ein Haus ohne weiteres erweitert  oder anders auf  einem 
200 m² (z.B. 10 x 20 m) großen Grundstück gebaut werden. Wenn 
für die innere Erschl ießung vier Meter breite Straßen angelegt wer-
den, dann braucht man pro Grundstück noch mal 40 m². 10 m² 
rechne ich als Fläche pro Haushalt  für das Vereinsheim und andere 
Infrastruktur. Ein Haus mit vier Personen braucht also ca. 250 m² 
Bodenf läche. Auf  einem Hektar würden so 160 Personen, mithin auf  
einem Quadratkilometer 16.000 eine vor läuf ige Wohnung f inden. 
Das wäre für Bremen eine sehr hohe Einwohnerdichte. Sie l iegt in 
Bremen bei durchschnit t l ich unter 1.800 Einwohner je km².  
Die ungenutzte Fläche im Bremer Industr iepark beträgt viel le icht 
noch 30 ha, also Platz in der Größenordnung von 4.500 Flücht-
l ingen , die dort relat iv schnell ein festes Dach über dem Kopf be-
kommen und in s icheren und menschenwürdigen Strukturen mit Pri-
vatbereichen und selbstorganisiert  leben könnten, bis s ie eine feste 
Wohnung in Bremen gefunden haben oder sich irgendwo in 
Deutschland auch durch Arbeitsaufnahme integrieren könnten.  

Auf  den verschiedenen Grundstücken im Bremer Industr iepark wür-
den dann sicherl ich auch verschiedene Herkunftsländer dominie-
ren, die s ich zumindest intern dann auch gegenseit ig unterstützen 
könnten. 

                                                
6 Siehe Anlage „BI Fernmeldeturm“ 
7 Siehe Anlage „BI IT Technik“ 
8 Siehe Anlage „BI Haltestelle 1“  
9 Siehe Skizze eines Grundrisses 
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Wenn der Bau erst einmal r icht ig angefangen hat, und die ersten 
ihr Holzhaus bezogen haben und als Mult ip l ikatoren wirken, könnte 
sich die Wohnungszahl schnel l vervielfäl t igen.  

Der Bau eines Hauses dauert viel le icht zwei Wochen, wenn die Inf-
rastruktur geschaffen ist.  

Der Bau ist kaum wit terungsabhängig, da sie weitestgehend in Tro-
ckenbau ausgeführt werden. 

&
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Den Lebensunterhalt  der Flüchtl inge tragen die öf fent l ichen Hände, 
bis die Flüchtl inge wieder ausgereist sind oder eine solche Be-
schäft igung gefunden haben, mit der s ie den eigenen Lebensunter-
halt  und den ihrer Famil ie verdienen. Auch wenn die Abrechnung 
dieser Kosten über verschiedene Haushaltsstel len läuf t ,  so ist  hier 
nur eine Gesamtbetrachtung sinnvol l.  

Die Kosten in Übergangswohnheimen sind dramatisch hoch. Die 
Mieten l iegen weit über denen am Wohnungsmarkt üblichen m² - 
Mieten. Häuf ig sind die Mietverträge auch noch auf  Zeiträume ab-
geschlossen, die viel le icht weit  über die des Bedarfs hinaus ge-
hend gezahlt  werden müssen. Zusätzl ich gibt es noch Betreuungs-
kosten an die die Heime betreibenden Wohlfahrtsverbände.  

Bei den vorgeschlagenen Behelfssiedlungen sind die Kosten für 
Grund und Boden schon gemacht. Die äußere Erschl ießung ist vor-
handen und die Grundstücke gehören Bremen. Für private Vermie-
ter sind die Bodenpreise Teile ihrer Kapitalkosten, die in die Kalku-
lat ion der Miete eingeht. Hier gehören die Grundstücke der öf fent l i-
chen Hand. Sollte der Wirtschaftssenator /  die WFG Pacht für ihre 
Nutzung ver langen, so wären das nur Verrechnungsposten zwi-
schen verschiedenen Haushaltst ite ln Bremens.  

Die Kosten der vorgeschlagenen Behelfssiedlung belaufen sich 
weitgehend auf  die Mater ial- und Organisat ionskosten. Die Materi-
alkosten sind Invest i t ionskosten, die durch die (rechner ischen) 
Mieteinnahmen der Bewohner gedeckt werden. Sicherl ich müsste 
der gemeinnützige Verein, der Träger einer Siedlung ist,  eine eige-
ne Rechnungslegung haben und Mieten einnehmen. Aber entspre-
chend den Mieteinnahmen, die ja auch aus öffent l ichen Töpfen 
kommen, würden die Zuschüsse aus der öffent l ichen Hand sinken 
bzw. würden die Materialkosten zur Erweiterung der Siedlung ge-
deckt.  

Mögl icherweise müssen bei Auszug der Bewohner, die Ihre Sied-
lungshäuser selbst err ichtet haben, Entschädigungen gezahlt  wer-
den – hat aber die Zeit  des Eigentumsbewohners entsprechend 
niedrigere Kosten gehabt. Am Ende der Nutzungszeit  kommen die 
Kosten des Abräumens noch hinzu. Die sind aber niedrig, weil  
kaum feste Strukturen err ichtet werden. Und die Betonfundamente 
der Holzständer schon so angelegt sind, dass sie einfach von Bag-
gern heraus gezogen werden können. 

Die Abschreibungen sind rechnerisch dagegen relat iv hoch – man 
vertei lt  sie wohl am besten auf  fünf Jahre. Sol lten die Häuser län-
ger gebraucht werden, so werden sie bei guter Pf lege auch länger 
halten.  

Die Organisat ionskosten fallen überwiegend am Beginn dieser 
Siedlungstät igkeiten an. Sie l iegen auf  Dauer dramat isch niedriger 
als in Wohnheimen, weil s ich die Bewohner der Siedlungen in de-

Kurze Bauzeit: ca. zwei 
Wochen pro Siedlungs-
haus – aber es können 
viele gleichzeitig gebaut 
werden 

Kosten für die öffentli-
chen Hände auch Bre-
mens dramatisch gerin-
ger als in Wohnheimen 
oder in Wohnungen. 
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mokratischen Vereinsstrukturen selbst verwalten, ihr W issen weiter 
geben und sich weiter entwickeln.  

Die laufenden Kosten werden durch die Miete und Heizungszu-
schüsse getragen. Bei gut gedämmten Holzhäusern und effekt iven 
Heizungssystemen (z.B. Blockheizkraf twerken oder Fernwärme) 
l iegen sie weit  unter denen in schlecht gedämmten Altbauwohnun-
gen oder gar in Zelten. Die Baukosten der Behelfsheime l iegen 
auch deswegen niedrig, wei l keine Feuerstätten in ihnen err ichtet 
werden und damit keine teuren Maurerarbeiten notwendig werden. 
(Als Herde wären aus Sicherheitsgründen möglichst Induktionsher-
de mit der relat iv ger ingsten Brandgefahr zu wählen – führt aber zu 
etwas höherer Erstausstattungskosten der Haushalte /  Wohnun-
gen). 

Die Einsparung an Wohnkosten pro Bewohner gegenüber Wohn-
heimen werden dadurch gemindert,  dass in den Siedlungen die Be-
wohnern mehr Wohnf läche nutzen als in Wohnheimen, aber nicht 
mehr als in Wohnungen – die dann sehr viel mehr Mietkosten ver-
ursachen. 

� � � 
� � � �� � �#�&�
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Gegen ein solches Konzept wird wohl eingewandt werden, dass da 
in abgelegener Lage ein Ghetto geschaffen werde, das dem Ziel 
der Integrat ion widerspräche. Das wird sicher auch dann vorge-
bracht, wenn real isiert  wird, dass die Entfernung zum Ortsteil 
Grambke nur einen Ki lometer beträgt. 

Aber die Phasen der Unterbr ingung von Flüchtl ingen entsprechen 
nicht den Phasen der Integrat ion. Die Möglichkeiten der Integrat ion 
hängen zunächst sehr stark von dem Aufenthaltsstatus und der 
Bleibeperspektive der Flüchtl inge ab.  

In der ersten Phase der Unterbr ingung in Notunterkünf ten und 
Erstaufnahmeeinr ichtungen sowie der ZAST ist Integrat ion weder 
möglich noch wirk l ich gewollt .  Nur insoweit,  als durch menschl iche, 
korrekte und f reundl iche Behandlung durch die deutschen Off iziel-
len und f reiwi l l igen Helfer,  durch Deckung der Grundbedürfnisse 
und Gewährung von Sicherheit  eine posit ive Grundstimmung bei 
den Flüchtl ingen dahingehend erzeugt oder stabi l is iert  wird: Das ist 
ein Land, wo man leben kann und wil l ,  wenn man darf  und zu Hau-
se es nicht besser wird. Gerade weil aber ein Tei l der Asylbewerber 
wieder ausreisen muss, werden Anstrengungen zur Integrat ion an-
fangs nur sehr verhalten anlaufen. 

Die zweite Phase beginnt, wenn die Zeit  des Zwangsaufenthaltes 
bei der ZAST abgelaufen ist und die Asylbewerber zur Gruppe mit 
Bleibeperspektive gezählt  werden, das Verfahren zur Anerkennung 
als Asylbewerber oder Kriegsf lücht l ing aber noch läuf t .  Das dauert 
Monate, manchmal Jahre. Diese Zeit  ist  in jedem Fall zu lang, um 
unbeschadet in Massenquart ieren oder schlechten Übergangs-
wohnheimen mit zufäl l ig zusammengewürfelter und schnel l wech-
selnder Bewohnerschaft weitgehend unbeschäft igt zu vegetieren10.  
In dieser Zeit  sind zunächst Maßnahmen zur psychischen Stabi l i-
sierung wicht ig. Nur Menschen mit gesundem Selbstvertrauen, Ver-
trauen auf  andere Menschen und die Zukunft haben die Kraf t ,  sich 
zu öffnen, auf  andere zuzugehen und Angebote zu Kontakten anzu-

                                                
10 Siehe z.B. Bericht in der Magazinsendung „Kontraste“ am 22.10.2015 mit dem Beitrag: „Der ganz normale Wahnsinn im 
Flüchtlingsheim“. 

Angst vor Ghettos hier 
noch unbegründet 

Integration hängt zuvor-
derst an Bleibeperspek-
tive, nicht an Lage von 
Übergangswohnungen 

Schaffung bzw. Verbes-
serung der Vorausset-
zungen zur Integration 
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nehmen und Missverständnisse nicht als Scheitern zu verarbeiten. 
Das ist bei der Erfahrung, die Viele auf  der Flucht gemacht haben, 
keine Selbstverständlichkeit ,  sondern muss ggf. wieder hervorge-
holt  oder wieder gewonnen werden. Forcierte Forderungen und 
Schr it te, Deutsch zu lernen, ohne dass die Aufenthaltsperspektive 
gesichert ist ,  mag durchaus eine Überforderung sein. Emotional 
sind die Flücht l inge viel le icht noch mit der Flucht oder den Konf l ik-
ten im Übergangsheim oder damit beschäft igt,  was der Beamte der 
Ausländerbehörde gemeint hat,  ob man r icht ig reagiert hat,  wie das 
verstanden worden ist,  was man gesagt hat usw. Solche Situat io-
nen können als existenzielle Fragen empfunden werden, die einen 
Nachts nicht schlafen lassen.  

Die Aufforderung, Deutsch zu lernen und sich zu integrieren, mag 
eine langfr ist ige Strategie sein, diese Bedürfnisse auch in Deutsch-
land mit Deutschen zu befr iedigen – obwohl deren anderer Erfah-
rungshintergrund, selbst wenn die Zugewanderten schließlich sehr 
gut Deutsch sprechen, einen emot ionalen Gleichklang schwer mög-
lich macht. Kurzfr ist ig hilf t  diese Aufforderung jedenfalls gar nichts. 
Die Flücht l inge brauchen Stätten, wo sie in Pr ivatheit  mit Menschen 
gleicher Sprache, Kultur,  Erfahrung, Einstel lung und Lebenslage 
sich austauschen können.  

Das Verbot der Erwerbstät igkeit  für die ersten 15 Monate und die 
meist darüber hinaus dauernde Erwerbslosigkeit  belastet die Psy-
che zusätzl ich. Individuel le Erkrankungen und soziale Konf l ikte 
werden durch diese Lebenssituat ion – und zusätzlich die häuf ig 
sehr lange anhaltenden Unsicherheit  über die Bleibeperspektive 
erhebl ich begünstigt.  Zusätzlich dämpfen sie die Mot ivat ion, 
Deutsch zu lernen und sich auch sonst zu integrieren. Die meisten 
erwachsenen Menschen lernen in und mit den Tätigkeiten, die sie 
im prakt ischen Alltag ausüben und darüber kommunizieren.  

Kinder dürfen nicht nur in Deutsch unterr ichtet werden. Da es auch 
für anerkannte Kriegsf lüchtl inge keine lebenslange Bleibeperspek-
t ive in und für Europa oder Deutschland gibt,  müssen sie auch mut-
tersprachl ichen Unterr icht erhalten, damit  sie nicht nach ein paar 
Jahren Aufenthalt  im Ausland zurückgekehrt ins Vaterland dort er-
neut weit  hinter den dort igen Muttersprachlern hinterherhinken! 
Muttersprachlichen Unterr icht zu ermögl ichen, ist für die Bremer 
Schulbehörden al lenfalls dann zu leisten,  wenn genügend Kinder 
einer Muttersprache und Alterskategorie für entsprechende Klassen 
an einem Ort zusammen kommen können.  

Die Zusammenarbeit  und die Weitergabe von Wissen und Erfahrung 
unter den Selbstbauern klappen auch nur dann einigermaßen zu-
ver lässig, wenn sie eine Sprache sprechen. Schon die Vermit t lung 
der Bauaufgaben und die Verwaltung der Mater ialein usw. können 
nur gelingen, wenn neben Deutsch nur eine Fremdsprache benutzt 
werden muss. Eine Selbstverwaltung in einem Verein setzt auch 
eine gemeinsame Sprache voraus. Auch deswegen müssen die ein-
zelnen Baufelder von einheit l ichen Sprachgruppen err ichtet wer-
den. Gleichzeit ig können und sol len dann in den Vereinsheimen 
auch Deutschkurse als Vorbereitung einer möglichen späteren In-
tegrat ion angeboten werden. Dies geht auch ef fekt iver, wenn einer-
seits die Fluktuat ion nicht so groß ist wie in den Übergangswohn-
heimen, so dass man Lerngruppen mit einigermaßen einheit l ichem 
Niveau der Sprachkenntnisse und kontinuier l icher Aufbauarbeit  in 
ihnen leisten kann. Andererseits erleichtert es die Kommunikation 
erhebl ich, wenn die Lerngruppen eine einheit l iche Fremdsprache 

Die Flüchtlinge brau-
chen Stätten, in denen 
sie in Privatheit mit 
Menschen gleicher 
Sprache, Kultur, Erfah-
rung, Einstellung und 
Lebenslage sich aus-
tauschen können. 

Praktische Tätigkeit in 
Eigenregie stabilisiert 
und schafft Selbstver-
trauen. 

Baufelder von Gruppen 
einheitlicher Sprache 
errichten lassen 
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sprechen, so dass ein entsprechend zweisprachig gebildeter 
Deutschlehrer insbesondere am Anfang auch mal in der Mutter-
sprache der Deutsch Lernenden etwas erklären kann.  

Solche Baufelder sind deswegen keine Ghettos, wei l deren Bewoh-
ner von dort ja so schnell wie möglich in eine normale Wohnung 
umziehen sol len. Auch sind diese Baugruppen einerseits nicht  groß 
genug, und andererseits fehlt  ihnen die weitere Infrastruktur von 
öffent l ichen Einr ichtungen, um dort stabi le, abgeschottete gesel l-
schaf t l iche Strukturen zu bi lden.  

Die Phase der intensiven Integrat ion in Deutschland setzt erst  dann 
ein, wenn die Flücht l inge eine Bleibeperspektive haben und an-
nehmen, in eine Wohnung im Wohnungsbestand umgezogen sind, 
eine Erwerbstät igkeit  aufgenommen haben oder s ich darauf  vorbe-
reiten, und die Kinder auf  deutsche Schulen gehen. Das wird dann 
bei vielen Flücht l ingen gar nicht Bremen sein, denn die Chancen 
auf  dem Arbeits- und Ausbildungsmarkt sind nicht nach dem Kö-
nigsteiner Schlüssel vertei lt ,  nach denen die Flüchtl inge zunächst 
auf  die Bundesländer vertei lt  werden. Sondern sie werden in ande-
re Städte umziehen und andere hierher ziehen. 

(�������

1. Auswählen der Arbeitsgruppen aus denen, die sich gemeldet haben. 
Ausgewählte müssen sich verpflichten, nach der Arbeit an den eigenen Häu-
sern als Multiplikatoren andere in diese Technik einzuweisen. 
1.1. Aufruf an Bremer, mitzuhelfen, Werkzeug auszuleihen 

2. Schulung am praktischen Beispiel 
2.1. Bau eines Vereinsheims in Holzständerbauweise 

2.1.1. Halle als Versammlungsraum (mit durchsichtigen Planen gegen 
Wind und Wetter und mit Beleuchtung in der Winterzeit), Unterstand, 
Materiallager und für Materialausgabe 

2.1.2. Büro für Planung, Verwaltung, Aufzeichnung der geleisteten Ar-
beitsstunden etc. zweisprachig,  

2.1.3. Waschräume, Toiletten 
2.1.4. Blockheizkraftwerke, modular aufgebaut, so dass sie je nach Be-

darf erweitert oder auch wieder verkleinert werden kann. Falls nicht 
Fernwärme aus den nahe gelegenen Kraftwerken ins Gebiet geführt 
wird. 

2.1.5. Später mit Räumen für Integrationskurse, für Waschküche, Ge-
frierschränke, an deren Bau dann die nächste Welle der Bauleute 
lernen und üben kann. 

3. Aufteilung des Baugebietes in Grundstücke 
3.1. Erschließungsarbeiten –  

Verlegen von Lochblechen als Straßen 
Gräben Schaufeln, Rohre und Leitungen verlegen 

4. Planung der Holzhäuser für die Bewohner 
4.1. Verteilung der Grundstücke 
4.2. Haus einmessen 

5. Hausanschlüsse auf dem Grundstück verlegen 
5.1. Löcher für tragende Holzpfähle (durch Firma) bohren lassen, damit es 

schnell geht, und die Mindesttiefe und Breite eingehalten wird. 
5.2. Gründung der Pfähle mit Transportbeton und von Fachleuten überwacht, 

dass sie senkrecht stehen und gleich so miteinander verbinden, dass sie 
während der Abbindezeit des Betons nicht aus dem Lot geraten. (In die 
Gründungszylinder gleich zwei Stahlhaken und ein senkrechtes Rohr mit einbetonieren, 
damit sie später, wenn diese Provisorien wieder abgebaut werden, von einem Kran wie-
der herausgezogen werden können).  

Baugruppen eignen sich 
nicht für Ghettobildung 

Integration betrifft die 
mit langer Bleibeper-
spektive 
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5.3. Überdachung z.B. mit Pultdach. Abkleben mit Teerpappe. 
5.4. Außenbeplankung mit (feuerhemmenden) OSB-Platten. 
5.5. Einsetzen von Fenstern und Türen 
5.6. Wärmedämmung aus nicht brennbaren Mineralfaserplatten zwischen die 

Ständer, unterm Dach und Fußboden mit Hinterlüftung einklemmen 
5.7. Innenwände aus Rigips, falls das einfacher und billiger wäre, sonst im 

gleichen Material wie Außenwände, nur weniger stabil 
5.8. Türzargen 
5.9. Verlegen der Leitungen auf den Innenwänden mit Schellen, in die die 

Rohre für Wasser-, Elektro- und Nachrichtenleitungen geklipst werden. 
5.10. Aufhängen der Heizkörper 
5.11. Einbau Sanitärkeramik 
5.12. Einbau Spüle und Wasserzapfstelle in der Küche, Herdanschluss-

kabel 
5.13. Setzen der Verbrauchszähler Wasser, Strom, Wärme, ggf. Infoka-

bel und Anschluss an die hausinterne Verteilung durch Fachleute. 
5.14. Außen und ggf. innen streichen bzw. tapezieren und streichen 
5.15. Einziehen 

6. Nächsten beim Bau helfen. 
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In der Stadt wird über die Notwendigkeit  von Wohnungsneubau und 
Erschließung von Neubaugebieten gesprochen. Es gibt darüber so-
gar Auseinandersetzungen in der Regierungskoalit ion. Bei der Dis-
kussion verschaff t  sich der Frakt ionsvorsitzenden der SPD Tschöpe 
immer wieder Gehör und br ingt als Begründung den starken Zuzug 
von Flücht l ingen vor.  Nur mit Neubau in neuen Wohnbaugebieten 
sei das Volumen zu beschaffen, das für die starke Zunahme der 
Bevölkerung durch Flüchtl inge schon jetzt real isiert  werde. Hinzu 
käme wahrscheinl ich noch die Familienzusammenführung, die die 
Nachfrage nach Wohnungen für Famil ien noch erhöhen werde.   

Damit br ingt der Frakt ionsvorsitzender der SPD Tschöpe und seine 
Meinungsanhänger zwei kaum miteinander zu vereinbarende Fra-
gen in einen scheinbaren Begründungszusammenhang, die prak-
t isch nichts miteinander zu tun haben: Den Wunsch nach vermehr-
tem Wohnungsneubau in neuen Wohngebieten und die Versorgung 
von Wohnungssuchenden mit niedrigem Einkommen, insbesondere 
Flüchtl ingen. 

Zwar ist r icht ig, dass die Einwohnerzahl Bremens al le in durch den 
Zuzug von Ausländern wächst. Ohne diesen Zuzug wäre Bremen 
gemessen am Maßstab Bevölkerungszahl eine schrumpfende Stadt. 
Aber Wohnungsneubauten erreichen die Haushalte mit niedr igem 
Einkommen nicht.  

Es gibt drei Gründe, weswegen mit Wohnungsneubau – der hier 
nicht als solcher diskutiert  wird und unbenommen ist – nicht geeig-
net ist,  das Problem der Unterbr ingung der Flüchtl inge und anderer 
Haushalte mit geringem Einkommen zu lösen:  

1. Er ist zu teuer . Das gilt ,  obwohl die Zinsen gerade so niedrig  
l iegen und dadurch die Bauzeit  die Kosten kaum verteuern.  

2. Der Zuschnit t  der Neubauwohnungen passt nicht für SGB II  Be-
zieher. Es gibt für sie Obergrenzen der Wohnungsgröße  gestaf-
felt  nach der Haushaltsgröße. Das passt nicht zusammen. Die 
Zimmergrößen in Neubauwohnungen sind meist zu groß. Z.B. ist 
das Wohnzimmer schon meist viel zu groß. Es müssten dann da-

Wohnungsneubau er-
reicht die Haushalte mit 
niedrigem Einkommen 
nicht 

Zu teuer, falsch ge-
schnitten und hohe Ne-
benkosten 
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r in mehrere Haushaltsmitglieder schlafen,  um die Obergrenzen 
der Wohnungsgröße nicht zu überschreiten.11 Dies gilt  ja schon 
für sanierte Altbauwohnungen. Es gibt nicht nur in Tenever son-
dern auch in ostdeutschen Städten massenhaft die Erfahrung, 
dass die vol l sanierte Plattenbauten leer bl ieben, während die 
nicht sanierte Platte vol l vermietet werden konnte. Die Mietstei-
gerungen in den sanierten Häusern waren viel höher, als die 
Mieter durch ger ingere Heizkosten einsparen konnten.  

3. Selbst wenn die Preise der großen Neubauwohnungen so sinken 
würden, dass selbst SGB II  Bezieher s ich die Miete leisten 
könnten, dann wären die Nebenkosten noch zu hoch , insbe-
sondere die nach m² umgelegten Kosten und die Heizkosten, 
selbst wenn die Neubauten besser gedämmt sind als die Alt-
bauwohnungen.  
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Als Hi lfsargument wird auf  Umzugsketten oder den Sickereffekt im 
Wohnungsmarkt zurückgegrif fen. Es besagt, wenn am oberen Rand 
der Preis- und Ausstattungsskala Wohnungen neu gebaut würden, 
dann würden über eine kontinuier l iche Kette von Umzügen am unte-
ren Rand Wohnungen für ärmere Nachfrager f rei werden. Dies ist 
empir isch wider legt und nicht r icht ig. Wenn mehr neue (teure) 
Wohnungen gebaut werden, als es Nachfrage zum angestrebten 
Preis gibt,  dann mögen die Preise der Neubauten sinken. Das führt 
aber nicht dazu, dass minder bemittelte Schichten in die Wohnun-
gen einziehen, sondern dass die besser Verdienenden schnel ler 
ihre Wohnf läche ausdehnen, als sie das bei einem höheren Preis 
getan hätten. Damit absorbieren sie den Wohnf lächenzuwachs in 
ihrer Einkommensschicht.  Können dennoch Neubauwohnungen 
nicht abgesetzt werden, dann bleiben sie eher leer stehen, als dass 
sie an Minderbemittelte vermietet oder verkauf t werden. Denn ge-
rade wohlhabende Schichten reagieren extrem empf indl ich auf  in 
ihrem Sinne falsche Nachbarschaft.  Sie zahlen sehr viel dafür, in 
der r icht igen Gegend zu wohnen. Deswegen lassen sich Woh-
nungsanbieter nicht wegen eines schnel len Verkaufs oder Vermie-
tung den Ruf ihres Hauses oder ihrer Gegend beschädigen. Denn 
sie erwarten, dass sie dann bei al len anderen Geschäften in der 
Gegend mit deut l ich niedrigeren Preisen auskommen müssten. Sie 
fürchten einen Abst ieg oder gar „Verslummung“ ihrer Gegend. 
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Als Ausweg aus dem Dilemma wird vorgeschlagen, schon beim pri-
vaten Wohnungsneubau – ab einer gewissen Losgröße – vorzu-
schreiben, einen Antei l von Wohnungen an Mietbewerber mit 
Wohnberecht igungsschein, darunter auch SGB II  Bezieher, zu ver-
geben. Die Dif ferenz zur Kostenmiete würde dann die Stadt über-
nehmen bzw. f inanzieren. Dies wäre kaum oder nur kurz wirksam 
und für die öf fent l ichen Finanzen unzumutbar teuer.  

·  Die Bauherren werden auch die Sozialwohnungen so bauen 
wie die Neubauwohnungen für ein besser verdienendes Pub-
likum. Denn nach Ablauf  der Bindungsfr ist wol len sie s ie ja 
wieder an besser Verdienende vermieten. Der Grundriss und 
die Wohnungsausstattung passt, wie dargelegt, nicht für SGB 
II  Bezieher.  

                                                
11 . Ich habe mir Wohnungen in Bremen angesehen, die vom qm - Preis in den Rahmen der Richtlinien für die Wohnungs-
hilfen passten. Die Wohnungen von 105 m², die für einen sechsköpfigen Haushalt ausgereicht hätte, war aber aufgeteilt in 
ein 55 m² großes Wohnzimmer, nur ein richtiges Schlafzimmer und ein halbes Zimmer. Sonst gab es noch Küche, Bad und 
Flure, die gar nicht mal so groß waren. 

Neubau erreicht durch 
Umzugsketten und Si-
ckereffekte im Woh-
nungsmarkt die unteren 
Einkommensschichten 
nicht. 

Öffentlich geförderter 
sozialer Wohnungsbau 
von Privatanlegern als 
Anteil vom Wohnungs-
neubau verschärft die 
soziale Spaltung der 
Gesellschaft. 
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·  Viel le icht werden potentiel le Bauherren sie auch gar nicht 
bauen, weil s ie Gefahr laufen, die nicht gebundenen Woh-
nungen nicht los zu werden. Oder sie werden sie in solchen 
Losgrößen err ichten,  die unter der Wohnungszahl l iegen, ab 
der eine antei lmäßige Sozialbindung vorgesehen ist.  

·  Diese Neubauwohnungen kosten in Bremen etwa das Doppel-
te von Altbauwohnungen. Damit müsste die Stadt pro Kopf 
doppelt  so viel zahlen (einerseits die Miete nach den Maßga-
ben SGB II  und andererseits die Subvent ionen) und stände 
nach Ablauf  der Bindungsfr ist wieder vor dem gleichen Di-
lemma wie jetzt,  dass die Sozialbindung in den vielen Sozi-
alwohnungen, die es einst in Bremen und anderen Großstäd-
ten gab, ausgelaufen ist,  und die Wohnungen nicht mehr 
nach sozialen Kr iter ien belegt werden können.  

Wer diese Wohnungspolit ik durchsetzt,  der verschärf t  die Spaltung 
der Gesel lschaf t auch in der Ausstattung mit Wohnraum pro Kopf. 
Sie befördern, dass die Schere weiter aufgeht, bei der die oberen 
Einkommensschichten immer schnel ler ihren Wohnf lächenkonsum 
ausdehnen, während die unteren Einkommensschichten sich auf  
k leineren Wohnf lächen zusammenpferchen müssen.  

Nicht Arme schaffen sich Ghettos, sondern die Reichen und Wohl-
habenden. Sie haben die Wahlmöglichkeiten ihres Wohnstandortes. 
Und sie zahlen mit den hohen Wohnungsmieten oder Wohnungs-
preisen viel dafür, in sozial einigermaßen homogenen Vierteln zu 
leben. Sie lassen die Armen dann in ihren Vierteln zurück. Dann 
spricht man von Armenghettos – von Reichenghettos wird kaum ge-
sprochen, obwohl s ie die Ursache für die Aufspaltung der Städte in 
Reichen- und Armenviertel s ind. Nur Letztere werden dann häuf ig 
als Ghettos bezeichnet. Der Staat sol lte nicht durch Regulierung 
bei den Armen versuchen, das ausgleichen zu wol len. Es ist teuer, 
erfolglos und br ingt gerade die Armen gegen die Regul ierer auf , die 
doch vorgeben, ihr Bestes zu wol len.  
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Bremen könnte auf  eigene Rechnung – und nicht durch Förderung 
von Pr ivat investit ionen mit zeit l ich begrenzter Sozialbindung – sel-
ber Wohnungen bauen. Dabei könnte Bremen deren Größe, Grund-
r iss, Ausstattung und Lage so planen, dass sie für die Einkom-
mensbezieher, für deren menschenwürdiges Wohnen die Stadt sor-
gen muss, angemessen ist und auch für die öf fent l iche Hand be-
zahlbar bleiben. Die Belegungsrechte würden ihr nicht ver loren ge-
hen. Die Mietverträge könnten ausdrückl ich ein Kündigungsrecht 
gegenüber den Bewohnern vorsehen, wenn deren Einkommen über 
die Grenze steigt,  unterhalb dessen ein Haushalt  einen Wohnbe-
rechtigungsschein bekommen kann. Gleichgült ig ob die Grenzüber-
schreitung durch Abnahme der Haushaltsgröße oder durch Steige-
rung des Einkommens einträte.  

Die Ansicht der Grünen, es sollte statt  auf  der Grünen Wiese mehr 
Wohnungsneubau bei der Innenentwicklung gefördert werden, er-
leichtert das Thema Kosten und Preise auch nicht,  sondern ver-
schärf t  es, wei l im Innenbereich die Grundstückskosten meist deut-
l ich höher l iegen als im Außenbereich.  

Mit der aktuel len Krise der Wohnungsversorgung von Flüchtl ingen 
haben al l d iese Diskussionen aus Zeitgründen nichts zu tun, weil 
das jetzige Mengenproblem bei der Unterbringung schon al lein 
durch die Dauer, bis zu der Neubauwohnungen bezogen werden 

Wohnungsneubau durch 
Private dient nur den 
Wohlhabenden. 

Wohnghettos schaffen 
sich die Wohlhabenden. 
Staat kann nicht bei Ar-
men dagegen an regu-
lieren.  

Wohnungsneubau im 
Eigentum von Bremen 
für Arme hilft denen di-
rekt.  
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können, nicht berührt wird. Sicher wäre im Innenbereich ein Neu-
bau schneller möglich als im Außenbereich, wo Baurecht erst noch 
geschaffen und Erschl ießung noch geplant und durchgeführt wer-
den muss. Aber selbst in Bremen genehmigte Wohnungsneubauten 
in nicht unbeträchtl icher Zahl werden gar nicht gebaut. Das Flücht-
l ingsthema wird nur instrumentalisiert ,  um andere pol it ische Ziele 
scheinbar mit moral ischen Argumenten zu unterfüttern. Wenn Bre-
men für Arme schnel l Neubauwohnungen anbieten wollte, dann 
müsste Bremen sie schon selber bauen.  
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